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Senat bringt Besoldungsanpassung zum  
1. Dezember 2022 auf den Weg
Neben der Besoldung hat der Senat auch weitere beamtenrechtliche Regelungen angepasst
Der Senat hat in seiner Sitzung am 6. 
September 2022 die Besoldungser-
höhung zum 1. Dezember 2022 be-
schlossen. Nunmehr muss noch das 
Parlament zustimmen, wovon der 
BSBD Berlin ohne zusätzliche Verzö-
gerung ausgeht. 

In der Pressmitteilung des Senats heißt 
es dazu: Die Besoldungs- und Versor-
gungsbezüge der beamteten Dienst-
kräfte, Richterinnen und Richter sowie 
der versorgungsberechtigten Personen 
des Landes Berlin werden zum 1. De-
zember 2022 um 2,8 Prozent erhöht. 
Damit wird das Ergebnis der Tarif-
verhandlungen für die Tarifbeschäf-
tigten der Länder vom 29. November 
2021 systemgerecht auf die beamteten 
Dienstkräfte sowie die versorgungsbe-
rechtigten Personen übertragen. 

Die Ausbildungsentgelte sowie die 
Tarifentgelte der Praktikantinnen und 
Praktikanten erhöhen sich zum 1. De-
zember 2022 um einen Festbetrag in 
Höhe von 50 Euro. 

Der Senat hat einen entsprechenden 
Gesetzentwurf zur Anpassung der Be-
soldung und Versorgung an diesem 
Dienstag auf Vorlage von Finanzsena-
tor Daniel Wesener zur Kenntnis ge-
nommen. Dieser Gesetzentwurf wird 
nun dem Rat der Bürgermeister zur 
Stellungnahme zugeleitet und anschlie-
ßend im Senat beschlossen.

Auch weitere Entgeltbestandteile wie 
die Zuschläge für den Dienst an Sonn- 
und Feiertagen und die Vergütung für 
Mehrarbeit werden erhöht. Mit dem 
Gesetz schafft der Senat zudem eine 
vereinfachte Möglichkeit, Personal mit 

einer Gewinnungs- bzw. Bindungsprä-
mie zu gewinnen und zu halten. Die 
bisherige Regelung für entsprechende 
Sonderzuschläge wurde neu gefasst 
und erweitert. 

Damit verfügt das Land Berlin – ins-
besondere in Anbetracht der Konkur-
renz durch den Bund – über eine finan-
ziell attraktive Möglichkeit, beamtete 
Dienstkräfte sowie Richterinnen und 
Richter mit Hilfe einer Prämienzahlung 
zu halten sowie fachlich qualifiziertes 
Personal zu gewinnen.

Für den Landeshaushalt ergeben sich 
aus der Anpassung der Besoldung für 
das Jahr 2023 Mehrkosten von rund 
150 Millionen Euro. Diese wurden bei 
der Aufstellung des Haushalts bereits 
berücksichtigt. 

Weitere beamtenrechtliche 
Regelungen angepasst
Neben der Besoldung hat der Senat 
auch weitere beamtenrechtliche Rege-
lungen angepasst, so zum Beispiel die 
Verpflichtung, innerdeutsche Dienstrei-
sen mit der Bahn vorzunehmen.

Der BSBD Berlin bedauert aber wei-
terhin, dass die Entscheidung über die 
verfassungsgemäße Besoldung durch 
das Bundesverfassungsgericht bisher 
nicht entsprochen wurde. 

Gleichzeitig kritisiert der Landesvor-
sitzende des BSBD Berlin, Thomas 
Goiny, den Senat für seine Haltung, 
aus den vom Finanzsenator veröffentli-
chten Haushaltüberschüssen von über 
2 Milliarden Euro keine Rücklage für 
die verfassungsgemäße Bezahlung der 
Beamtinnen und Beamten in der A-Be-
soldung zurückzulegen. 

Wir erwarten aber gleichwohl, dass 
der Senat bei einer Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts, wie andere 
Bundesländer auch, für alle Beamtin
nen und Beamten eine rückwirkende 
Regelung trifft, die dann auch für die 
Pensionäre gelten muss.

Der dbb berlin hat als Dachverband 
in seiner Stellungnahme Ende August 
eine gleichlautende Forderung aufge
stellt. „Der dbb beamtenbund und 
tarifunion berlin und die Beamtinnen 
und Beamten des Landes Berlin in der 
A-Besoldung erwarten, dass sich der 
Koalitionsausschuss von SPD, Die Lin-
ke und Bündnis 90 / Die Grünen mit 
den Hinweisen des Bundesverfassungs-
gerichtes in seiner Entscheidung zur 
Richter-Besoldung befasst und dafür 
sorgt, dass alle Beamtinnen und Beam-
ten in Berlin endlich ihre verfassungs-
gemäße Besoldung erhalten“, fordert 
dbb Landeschef, Frank Becker.

Anlässlich des von Finanzsenator 
Daniel Wesener in der Pressekonfe-
renz am 23. August 2022 vorgestellten 
Statusberichtes zum Berliner Landes-
haushalt mit einem Überschuss von 2 
Milliarden Euro sagte SPD-Fraktions-
vorsitzender Raed Saleh: „Diese Mehr-
einnahmen müssen zum Teil zur Entlas
tung der Bevölkerung zurückgegeben 
werden. Darüber werden wir auf Berli-
ner Ebene auch im Koalitionsausschuss 
mit Linken und Grünen diskutieren.“ 

HINWEIS
Der BSBD Berlin empfiehlt daher wei-
terhin, schriftlich gegen die Besoldung 
für 2022 bei der jeweiligen Dienststelle 
Widerspruch einzulegen�  ■

dbb berlin informiert:

Frauen im Mutterschutz – Benachteiligung aufgehoben
Eine Regelung im TVL, die schwan-
gere Frauen im öffentlichen Dienst 
benachteiligt, ist erfreulich schnell 
uminterpretiert worden. 

Wie die Senatsverwaltung für Finan-
zen per Rundschreiben mitteilte, wer-
den auch Zeiten von Beschäftigungs-
verboten als Anrechnungszeiten für 
die nächste Gehaltsstufe berücksich
tigt. Der dbb berlin hatte kritisiert, 
dass im Tarifvertrag deutscher Län-
der (TVL) die Anrechnung zwar bei 
kranken Beschäftigten vorgesehen ist, 

dass schwangere Frauen aber außen 
vor bleiben. Jetzt wird die Tarifnorm 
in Abstimmung mit der Tarifgemein-
schaft der Länder unabhängig vom 
Wortlaut so ausgelegt, dass sie auch 
Beschäftigungsverbote außerhalb der 
Schutzfristen vor und nach der Ent-
bindung erfasst.

Benachteiligung wird  
rückwirkend geändert
Der dbb berlin begrüßt es, dass die 
Nichtberücksichtigung dieser Zeiten, 
die eine unzulässige Benachteiligung 

von Frauen darstellt, rückwirkend be-
seitigt wird. Damit wird verhindert, 
dass die betroffenen Mütter die näch-
ste Entgeltstufe später erreichen, Geld 
verlieren und auch bei der Rente Nach-
teile haben. Für Synnöve Nüchter, Ta-
rifexpertin und stellvertretende Vorsit-
zende des dbb berlin, geht die jetzige 
Regelung allerdings nicht weit genug: 
„Bei der nächsten Tarifpflege des TVL 
muss Berlin auf eine Korrektur im Ta-
rifvertrag drängen. Eine ‚andere Aus-
legung‘ ist zwar gut und schön, aber 
nicht dauerhaft rechtsverbindlich.“�  ■
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Personalrätekonferenz: BSBD Berlin gut vertreten
Gewalttaten verfolgen und Betroffene schützen

Die diesjährige Betriebs- und Per-
sonalrätekonferenz des dbb beam-
tenbund und tarifunion berlin stand 
ganz unter der aktuellen Debatte 
über das Thema Gewalt gegen Be-
schäftigte im öffentlichen Dienst.

Zu Beginn überbrachte die Regierende 
Bürgermeisterin von Berlin, Franziska 
Giffey, per Videobotschaft ihre Grüße 
und unterstützte die Personalräte des 
dbb berlin, keine Gewalt hinzunehmen 
und zu akzeptieren.

Dies unterstützte die Haltung der An-
wesenden, besonders der fast 30 Vertre-
ter/innen aus dem BSBD Berlin, die je-
den Tag psychische und auch physische 
Gewalt erleiden.

Der BSBD Berlin setzt sich massiv 
für die Einhaltung der Dienst- und Si-
cherheitsvorschriften ein, die in allen 
Anstalten nach Information des BSBD 

Berlin unterlaufen werden. Grenzen 
gegenüber den Inhaftierten werden nur 
noch halbherzig umgesetzt oder mit 
den Worten „Sie wissen ja, wo sie arbei-
ten“ abgetan.

Daher unterstützt der BSBD Berlin 
die Initiative des dbb berlin, des DGB 
und des HPR um in Zukunft mit ent-
sprechenden Regelungen Gewalt nicht 
nur zu verhindern, sondern auch Ge-
walttaten zu verfolgen und vor allem 
Betroffene zu schützen und zu beglei-
ten, um entsprechende Vorfälle aufzu-
arbeiten.

Der dbb Landeschef Frank Becker 
führte in das Thema ein. Er verwies 
auf die durch den dbb berlin initiierte 
Grundsatzerklärung „Gewalt gegen Be-
schäftigte“, die der Senat und auch der 
DGB Berlin-Brandenburg im Juni 2021 
unterzeichneten. Nunmehr, so Becker, 
müsse diese Grundsatzerklärung mit 
Inhalten gefüllt werden.

Im ersten Vortrag ging die Vorsitzen-
de des Hauptpersonalrates des Landes 
Berlin, Daniela Ortmann, auf die Ent-
wicklung und den aktuellen Stand bei 
der Erstellung einer Rahmendienstver-
einbarung ein. Die Personalvertreter /
innen des BSBD Berlin begrüßten vor 
allem den Vortrag  und wünschten sich 
mehr Sensibilität der Führungskräfte 
bei dem Thema Gewalt. 

Dr. Saskia Etzold informierte über 
die Gewaltschutzambulanz
Aus Sicht des BSBD Berlin war be-
sonders der Vortrag der Leiterin der 
Gewaltschutzambulanz der Charité, 
Frau Dr. Saskia Etzold, von großem In-
teresse. Sie stellte ihre Einrichtung vor 
und informierte über die Aufgaben und 
Möglichkeiten bei der Dokumentation 
von Verletzungen, die bei Übergriffen 
erfolgen. Die Einrichtung der Charité 
erstellt eine kostenlose rechtsmedizini
sche Dokumentation der Verletzungen. 
Diese ist gerichtsfest, falls es später zu 
einem Strafverfahren kommt. 

Daher bittet der BSBD Berlin nach 
Gewaltvorfällen, IMMER einen Termin 
bei der Gewaltschutzambulanz zu ver-
einbaren.

Weitere Referenten waren der Leiter 
des schwulen Anti-Gewalt Projekt in 
Berlin (MANEO), Bastian Finke, der 
anhand von Zahlen und Fakten die Ar-
beit von MANEO vorstellte und Hardy 
Telge vom Landeskriminalamt, der 
über ihre Seminare zum Thema Verhal-
tensorientierte Gewaltprävention be-
richtete. � ■
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Kolleginnen und 
Kollegen des 
BSBD Berlin.

Kolleginnen und 
Kollegen des 
BSBD Berlin.

Holger Oesten, 
stellv. Landes-
vorsitzender 
BSBD Berlin.
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BSBD Berlin – wir sind bunter als gedacht
Gelegenheit für Gespräche mit der Politikprominenz am dbb Infostand

Endlich wieder „Motzstraßenfest“, so 
hat der dbb berlin seine 10-jährige Teil-
nahme am Motzstraßenfest gefeiert.

Nach zwei Jahren Coronapause war es 
wieder so weit: Das Berliner schwul-
lesbische Stadtfest konnte am 16. und 
17. Juni endlich wieder steigen – selbst-
verständlich unter Beteiligung des dbb 
berlin und seiner Fachgewerkschaften, 
die in der sogenannten Politikwelt mit 
einem brandneuen Flyer über ihr mitt-
lerweile zehnjähriges queeres Engage-
ment informierten. Als Fachgewerk-
schaft des dbb berlin hat sich auch der 

BSBD Berlin wieder an dem gemein-
samen Informationsstand beteiligt und 
öffentlich gezeigt, dass wir bunter und 
vielfältiger sind, als mache dem ver-
staubten Justizvollzug zutrauen. 
„In vielen Gesprächen haben wir un-
sere Arbeit im Justizvollzug erklären 
und auch aufklären können. Nachdem 
neben der Berliner Polizei auch die 
Berliner Feuerwehr mit einem eigenen 
Stand vor Ort war, geben wir die Hoff-
nung nicht auf, dass im nächsten Jahr 
auch die Berliner Justiz ebenfalls prä-
sent ist“ äußerte sich der Landeschef 
des BSBD Berlin zu den zwei Tagen!

Neben den vielen Besuchern fanden die 
Vertreter des BSBD Berlin auch Zeit, 
mit der Politikprominenz am dbb In-
fostand zu unterhalten. Am dbb Stand 
gaben sich unter anderem der für das 
Personal Dienst zuständige Finanzsen-
ator Daniel Wesener, Umweltsenatorin 
und Bürgermeisterin Bettina Jarasch 
sowie Justizsenatorin Lena Kreck, die 
auch für Vielfalt und Antidiskriminie-
rung zuständig ist, ein Stelldichein.

Auch aus dem Parlament waren u.a. 
der Fraktionsvorsitzende der Linken, 
Carsten Schatz, und der Abgeordnete 
Holger Krestel (FDP) vor Ort! � ■
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Finden und Binden
Werbekampagne „Voll Deins“ ist eine sinnvolle Werbemaßnahme

Wer heutzutage neues Personal an 
sich binden will, muss entweder ei-
nen sehr attraktiven Job oder viel 
Geld anbieten. Beides kann der  Ber-
liner Justizvollzug nicht unbedingt  
bereitstellen.

Hinzukommt, dass eben nicht erst seit 
gestern sich der Arbeitsmarkt, auf dem 
der Arbeitgeber die Leistung bestimmt, 
verändert hat. Nunmehr sind es die Be-
werber/innen, die sich genau überle-
gen, was ihnen gefällt und ob ihnen das 
reicht, was ihnen geboten wird.

Und dass sich im Zeichen von Digita-
lisierung die Arbeitswelt verändert hat, 
wurde spätestens durch Corona jedem 
bewusst.

Schwierig wird es für die Arbeitgeber, 
die Leistungen am Menschen erbrin-
gen: Sie waren auch in der Vergangen-
heit kein Speerspitze der positiven Ar-
beitswelt.

Und dann kommt plötzlich der de-
mografische Wandel, dessen Erschei-
nen seit mehr als 30 Jahren feststeht 
(Geburtenraten und die statistische 

Lebenserwartung) und stellt gerade 
die öffentlichen Arbeitgeber vor völlig 
neue Probleme. Der Kampf zwischen 
Bund und Land, die freie Wirtschaft 
gegen den öffentlichen Dienst, Ver-
waltung gegen Technik usw. ist längst 
eröffnet. Verlieren werden die Arbeitge-
ber, die zu schwerfällig mit ihren Ent-
scheidungen sind und zu lange benöti-
gen, um sich anzupassen. Das hat auch 
wenig mit dem angeblich verstaubten 
Berufsbeamtentum oder mit alten her-
gebrachten Grundsätzen zu tun. Wer 
sich auskennt weiß, dass es fast nichts 
Flexibleres gibt als das Berufsbeamten-
tum.

Sicherlich muss vieles durch die Poli-
tik und Verwaltungsspitze entschieden 
werden. Aber genau das ist das eigent-
liche Problem. Während in der freien 
Wirtschaft die Anpassung an Verände-
rungen am Markt zügig voranschreiten, 
muss im öffentlichen Dienst erst die 
Vorlage erarbeitet werden, die Rechts-
grundlage in Ruhe geprüft werden, um 
dann eine Entscheidung zu treffen, die 
meistens zu spät kommt.

So lassen sich aber im 21. Jahrhundert 
die zukünftigen Personalprobleme des 
öffentlichen Dienstes, geschweige die 
des Justizvollzuges nicht lösen. 

Es bedarf jetzt schneller, ganz kon-
kreter Regelungen und Maßnahmen 
um das auf uns zukommende Perso-
naldesaster und damit den Verwahr-
vollzug zu verhindern. Der BSBD Ber-
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lin begrüßt daher, die in diesem Jahr 
durch die Senatsverwaltung für Justiz 
erarbeiteten Ideen und Maßnahmen 
um für Abhilfe zu schaffen. 

Auch die neue Werbekampagne „Voll 
Deins“ ist hier sinnvoll und bisher das 
Beste, was der Berliner Justizvollzug als 
Werbemaßnahme zu bieten hat. 

An dieser Stelle mal ein Lob an alle 
Kolleginnen und Kollegen, die daran 
vor und hinter der Kamera beteiligt wa-
ren und sind! Gerade das Engagement, 
das viele Kolleginnen und Kollegen je-
den Tag mit einbringen, ist eine unserer 
Stärken. 

Allerdings sieht der BSBD Berlin in 
den bisherig erarbeiteten Vorschlägen 
zwei Probleme, die nicht gelöst werden:
1. �Maßnahmen, die die Berufsbilder im 

Justizvollzug finanziell verbessern, 
wurden nach hinten geschoben.  
Es geht eben aber nicht nur um das 
„Finden“, sondern auch gleicherma-
ßen um das langfristige „Binden“.

2. �Es fehlt eine Imagekampagne, um 
auf die wichtigen Berufe im Justiz-
vollzug aufmerksam zu machen.

Beides hat der BSBD Berlin seit vielen 
Jahren immer wieder vorgeschlagen 
und zu jedem Regierungswechsel ge-
betsmühlenartig eingefordert. 

Als wichtige Anreize, um die Berufs-
bilder im Justizvollzug dauerhaft zu 
stärken hält der BSBD Berlin die fol-
genden Maßnahmen für dringend not-
wendig:
• �Anpassung der Vollzugszulage und 

der Schicht- und Wechseldienstzula-
gen sowie der Zulage für den Dienst 
zu ungünstigen Zeiten an die des 
Bundes! Hierzu gehört auch die Wie-
dereinführung der Versorgungsfähig-
keit der Justizvollzugszulage.

• �Evaluation des Laufbahnrechts, insb. 
der Regelungen für die Anerkennung 
von Vordienstzeiten / vorberuf-
lichen Zeiten, der Einführung des 
gehobenen Justizvollzugsdienstes, 
klare Regelungen für den Aufstieg 
in den gehobenen Dienst für alle 
Laufbahnen inkl. der Anerkennung 
der Meistertitel im Werkdienst. Dazu 
gehört auch eine Überprüfung der 
Stellen im Rahmen der Stellenbewer-
tung.

• �Wegfall der Erfahrungsstufe 1 und 
Einführung der Erfahrungsstufe 9 
und 10 (vor allem im Zusammen-
hang mit der Verlängerung der Le-
bensarbeitszeit.

• �Stärkung der Aus- und Fortbildung, 
um den Veränderungen im berufli
chen Alltag durch Qualifizierung den 
Anforderungen gerecht zu werden.

Wir bleiben für Euch am Ball –  
Nähe ist unsere Stärke� ■

Politischer Gedan-
kenaustausch
Auch in diesem Jahr hat der dbb berlin 
zu seinem inzwischen 6. Parlamenta-
rischen Frühschoppen eingeladen, zu 
dem auch der neue Parlamentspräsi-
dent Dennis Buchwieder die Schirm-
herrschaft übernommen hat.

Etwa 120 Gäste aus Parlament, Verwal-
tung, aus der Stadtgesellschaft und aus 
den Gremien des dbb beamtenbund 
und tarifunion kamen zum 6. Parla-
mentarischen Frühschoppen zusam-
men, um sich in zwangloser Atmosphä-
re auszutauschen. 

„Das Format des Parlamentarischen 
Frühschoppens hat sich für den dbb be-
amtenbund und tarifunion berlin als 
Veranstaltung zur Kontaktpflege und 
des gegenseitigen Kennenlernes be-
währt. Wir freuen uns, dass wir immer 
mehr Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
aus Politik und Verwaltung begrüßen 
können“, bewertet der dbb Landeschef 
Frank Becker die Veranstaltung. Für 
den BSBD Berlin haben der Landesvor-

sitzende Tomas Goiny und die stellver-
tretende Landesvorsitzende Silke Jo-
nas teilgenommen und die Gelegenheit 
genutzt, um mit den verschiedensten 
Vertretern/innen die Situation im Jus
tizvollzug zu erörtern. � ■
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BSBD Berlin  
befürchtet  
Verwahrvollzug
Der BSBD Berlin hält die bisherigen 
Maßnahmen des Berliner Senats zur 
Nachwuchsgewinnung für unzurei-
chend und fordert endlich wirksame 
finanzielle Anreize, um ein Abgleiten 
in einen reinen Verwahrvollzug we-
gen Personalnot zu verhindern.

Zwar habe die Werbekampagne „Arbei-
ten im Justizvollzug #volldeins“, wie es 
in einer Antwort der Senatsverwaltung 
für Justiz auf eine parlamentarische An-
frage heißt, zu erhöhter Aufmerksam-
keit für den Justizvollzugsdienst, nicht 
aber zu der erwünschten Personalver-
stärkung geführt. Bewerber und An-
wärter erkennen sehr schnell, wie früh 
ihre berufliche Zukunft endet, nennt 
der BSBD Berlin einen der Hauptgrün-
de für die andauernde Misere, die sich 
aufgrund von Altersabgängen bis 2030 
noch deutlich verschärfen wird.

Denn bis zu diesem Zeitpunkt werden 
fast ein Drittel der Beschäftigten des 
Justizvollzugs ausscheiden.

Für den BSBD Berlin ist es deshalb 
unabdingbar, sehr schnell eine Arbeits-
gruppe zu installieren, die endlich auch 
finanzielle Anreize für eine Tätigkeit 
im Justizvollzug auslotet und entspre-

chende Konzepte erarbeitet. Zu diesen 
Anreizen sollte die Durchlässigkeit der 
Laufbahn vom einfachen bis in den ge-
hobenen Dienst ebenso zählen wie eine 
weitgehende Anerkennung vorberuf-
licher Zeiten und der Wegfall der Er-
fahrungsstufen 1 beziehungsweise die 
Einführung der Erfahrungsstufen 9 und 
10. Als weitere Maßnahmen fordert der 
BSBD die Ruhegehaltfähigkeit der Jus
tizvollzugszulage, die Erhöhung der An-
wärtersonderzulage auf 70 Prozent, ein 
Eingangsamt A 8 sowie die Einführung 
eines gehobenen Justizvollzugsdienstes 
und die Überprüfung der Stellenbewer-
tung im Justizvollzug.� ■
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(v.l.n.r.)  
Thomas Goiny,  
Daniel Wesener,  
Silke Jonas.
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